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VERW ALTUNGSGERICHT 

KOBLENZ 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

 

Prozessbevollmächtigter: 

- Antragsteller -

DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Koblenz -, 
Schlossstraße 37, 56068 Koblenz, 

g e g e n

Prozessbevollmächtigter: 

- Antragsgegnerin -

beigeladen: 

 

w e g e n Beförderung 
hier: Antrag nach § 123 VwGO 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz aufgrund der Beratung vom 
29. Oktober 2020, an der teilgenommen haben

Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht ... 
Richter am Verwaltungsgericht... 
Richterin ...

beschlossen: 
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Schließlich enthält auch der achte Abschnitt der Begründung. d.es Gesamtergeb-

. nisses lediglich formelhafte Formulierungen, die einen Bezug zum konkreten Ein­

zelfall vermissen lassen. So wird die Feststellung, der Antragsteller habe in. einigen 

Merkmalen hervorzuhebende Leistungen erzielt, nicht ansatzweise näher darge­

legt, was insbesondere vor dem Hintergrund, dass er in allen Einzelmerkmalen mit 

der Bestnote „sehr gut" beurteilt worden ist, schwerlich nachvollziehbar erscheint. 

b) Ungeachtet dessen wird die getroffene Auswahlentscheidung dem Gebot der

umfassenden inhaltlichen Auswertung nicht gerecht.

· aa) Die Verfahrensweise der Antragsgegnerin im Rahmen des Auswahlver- 

fahrens ist zunächst in Ziffer 4 a) und b) der von der Antragsgegnerin zur Akte 

gereichten Beförderungsrichtlinien für die bei der D.... AG beschäftigten 

Beamtinnen und Beamten vom 1. September 2014 näher geregelt.

· Darin heißt es u.a.:

„Für die Auswahlentscheidung sind die folgenden Kriterien in der genannten 

Reihenfolge heranzuziehen: 

a) leistungsbezogene Kriterien:

- Maßgeblich ist das Gesamturteil der dienstlichen Beurteilung.

Sofern dieses Kriterium nicht für eine Differenzierung ausreicht, 

wird eine Binnendifferenzierung durchgeführt. Diese erfolgt 

durch einen Vergleich der innerhalb des Gesamturteils der 

Beurteilun·g erfolgten Ausprägungen „Basis", ,,+". oder,,++". Die 

innerhalb desselben Gesamturteils mit der Ausprägung ,,++" 

beurteilten Beamtinnen und Beamten gehen demjenigen mit 

der Ausprägung ,,+" Beurteilten vor und diese den mit der Aus­

prägung „Basis" Beurteilten. 

- Wenn weiterhin im Hinblick auf Eignung, Befähigung und fach­

liche Leistung ein Qualifikationsgleichstand zwischen den zu

betrachtenden Beamtinnen und Beamten vorliegt, sind die
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Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardpassage 1, 
56068 Koblenz, schriftlich, nach Maßgabe des § 55a VwGO als. elektronisches 
Dokument oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen. 

Beglaubigt 
A·

 Justizbeschäftigte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 




